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Deutſehland. 


Frankfurt a. M., 29. Jan. In ſogenannten groß⸗ 
deutſchen Kreiſen will man wiſſen, die zwiſchen Oeſterreich 
und den vier kleineren deutſchen Königreichen wegen Vereinba- 
rung über materielle Intereſſen angeknüpften Unterhandlungen 
wären ſo weit vorgerückt, daß man ihrem Abſchluſſe demnächſt 
entgegenſehen könne. Unſtreitig find unter jenen Intereſſen kom⸗ 
mercielle und gewerbliche zu verſtehen und ein deren Förderung 
bezweckendes Zollſyſtem. Da es nun aber Thatſache iſt, daß der 
öſterreichiſche Zolltarif ſelbſt unter Berückſichtigung der in Aus⸗ 
ſicht geſtellten Veränderung deſſelben, ungleich höhere Anſätze ent⸗ 
Alt als der Vereinstarif, deſſen Beſtimmungen zu einer frü⸗ 
eren Epoche Hannover abhielten, ſich dem deutſchen Zollvereine 
anzuſchließen, und da ferner Sachſen dem Verlangen der ſüd⸗ 
deutschen Staaten nach einer Erhöhung dieſes Tarifs nur un⸗ 
gern ſich anſchloß, ſo iſt kaum denkbar, daß dieſe beiden König⸗ 
reiche das öſterreichiſche Zollſyſtem ſich anzueignen geneigt ſein 
möchten. Es darf daher erlaubt ſein, die Glaubwürdigkeit jener 
Gerüchte zu beanſtanden. (D. Ref.) 

Tae Berlin, I. Febr. In den Sitzungen 
beider Kammern theilte der Miniſterpräſident heute folgende Kgl. 
Botſchaft mit: N * 

We Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Kö— 
nig von Preußen ꝛc. ꝛc. haben aus den Uns vorgelegten Bes 
ſchlüſſen der Kammern mit Befriedigung erſehen, daß dieſelben 
der großen Mehrzahl Unſerer auf die Verfaſſungsreviſion bezüg⸗ 
lichen Propoſitionen vom 7. d. Mts. beigetreten find, In Anz 
ſehung der die Aufhebung der Familien-Fideicommiſſe 
betreffenden Vorlage iſt zu Unſerem Bedauern eine gleiche Ueber⸗ 
einſtimmung nicht zu erreichen geweſen; Wir werden daher, im 
Sinne dieſer Vorlage, dem in der Verfaſſungsurkunde verheiße⸗ 
nen Geſetze über die Familien⸗Fideicommiſſe ſowol die Wahrung 
der erworbenen Rechte der Anwärter, als auch die Erhaltung 
einer der verfaſſungsmäßig geſicherten künftigen Bildung der er— 
ſten Kammer entſprechenden Grundlage vorbehalten. 

Die in der Verfaſſungsurkunde vom 5. December 1848 
vorbehaltene Reviſion derſelben ſehen Wir jetzt als beendigt an, 
haben die Verfaſſung mit ſämmtlichen von beiden Kammern über⸗ 
einſtimmend beſchloſſenen Zuſätzen und Abänderungen vollzogen 
und deren Publication durch die Geſetzſammlung angeordnet. 
Der Schlußbeſtimmung der Verfaſſung gemäß werden Wir nun⸗ 
mehr das in derſelben vorgeſchriebene eidliche Gelöbniß in Ge⸗ 
genwart der vereinigten Kammern ablegen und zugleich den Eid 
Unſerer Miniſter und der Mitglieder beider Kammern entgegen⸗ 
nehmen. Zu dieſer feierlichen Handlung haben Wir den näch⸗ 
ſten Mittwoch, den 6. Februar d. J., beſtimmt, und fordern 
die Kammern auf, an dieſem Tage um 11 Uhr Vormittags zu 
dem angegebenen Zwecke in Unſerem Reſidenzſchloſſe zu Berlin 
uſammenzutreten. Gegeben Charlottenburg, 31. Jan. 1850. 
Friedrich Wilhelm. Gegengez. Graf v. Brandenburg :c. . 

Berlin, 31. Jan. Zu Abgeordneten für das Erfurter 
Volkshaus ſind heute in den vier Wahlkreiſen der Hauptſtadt 

ewählt worden: Der Miniſter⸗Präſident Graf v. Branden⸗ 
urg, Miniſter v. Manteuffel, Staatsminiſter a. D. und 
Vorſthender des deutſchen Verwaltungs⸗Rathes v. Bodel⸗ 


ſchwingh und Graf v. Bülow, Geſandter zu Hannover. 
Herr v. Manteuffel hielt nach feiner Wahl eine kurze Anz 
ſprache, worin er ſeinen Dank für das ihm g ent Vertrauen 
zu erkennen und zugleich die Verſicherung gab, daß er in Erfurt 
wirken werde, wie es einem preuß. Deputirten zieme. Er würde 
Heinrich v. Gagern, den er perſönlich überaus hochſchätze, 
gern die Hand reichen, wo es ſich immer thun laſſe. Er würde 
aber auch das Wohl Preußens und die Intereſſen der Stadt 
Berlin ſtets im Auge behalten. — Der Graf Brandenburg 
hatte die Wahl früher entſchieden abgelehnt, da er zugleich mit 
dem Miniſter v. Manteuffel Berlin nicht verlaſſen zu dürfen 
glaubte. sah, Abend hatte er indeß den dringenden Vorſtel⸗ 
lungen einer Deputation des zweiten Haare beſtehend aus 
dem Fürſten Radziwil, Geh. Rath v. Meding und Pros 
feſſor Henſel, welche ihn dem Herrn v. Patow entgegen zu 
ſtellen wünſchten, nachgegeben und ſich bereit erklärt. Wirkli 

iſt dadurch die Wahl des Letzteren in dieſem Bezirke vereitelt 


worden. (A. Z.⸗Correſp.) 
Berlin, 29. Januar. Verhandlung über die 
Königlichen Propoſitionen in der J. Kammer. Es wird 


eine allgemeine Debatte beſchloſſen und das Büro von den ſich 
meldenden Rednern beſtürmt. Abg. Walter erhält zuerſt das Wort 
und eröffnet ſeine Rede mit dem Wunſche, daß die Kgl. Vorſchläge 
früher eingebracht worden wären. Hierauf unterſucht der Redner das 
Verhältniß der Krone zum Verfaſſungswerke. Es ſei Unrecht, die 
Krone ſo über das menſchliche Maß hinauszuſtellen, daß man ans 
nehme, fie ſei am 5. Dee. allwiſſend geweſen. Eine Zeitlang ſchwach, 
habe ſie ſich durch den geſunden Sinn des Volkes geſtärkt und bilde 
jetzt den Kern, um den ſich die Neubildungen des Landes anſchließen 
müßten. Die Krone iſt nicht blos eine bloße Idee, ſondern der 
feſte hiſtoriſche Stützpunkt; ein volles ungetheiltes Eingehen der Krone 
in den Abſchluß der Verfaſſung iſt daher der Hauptgeſichtspunkt für 
uns. Ueberall drängt man nach Abſchluß, ein Zerwürfniß mit der 
Krone bietet die größte Gefahr und wäre der Umſturzpartei erwünſcht. 

Abg. v. Ammon nimmt das Wort, nicht als Referent, 
ſondern als Kammermitglied, und äußert ſich dahin: Ich war herge⸗ 
kemmen in der Ueberzeugung, daß die Regierung nicht mehr abhängen 
ſollte von dem Willen eines, wenn auch wohlwollenden, Einzelnen. 
Ich war gekommen, ein conſtitutionelles Gebäude aufzubauen, in dem 
Krone und Volk wohnen könnten, um ein Miniſterium zu ſtützen, 
das uns von der Anarchie errettet hatte und welches uns zu geſetzlichen 
Zuftänden führen ſollte ie. Der Redner geht zu einer kurzen Kritik 
der einzelnen Punkte der Kgl. Verſchläge über und beſpricht die an⸗ 
gebliche Gefahr, welche man in der Nichtvereidigung der Verfaſſung 
ſehe. „Mein Wert iſt Ja ja, Nein nein, aber gilt ſoviel als ein 
Schwur“. Das Schreckbild der Nichtvereidigung gebrauchen nur die, 
welche das Volk aufregen wollen. Gefahr drohe nur von der Partei, 
welche die vormärzlichen Zuſtände zurückführen will. Der Redner 
ſchildert dieſe Partei, welche dem eonſtitutlonellen Weſen in ihrer 
Kurzſichtigkeit eutgegenarbeitet, welche droht, ſich den humanen Ge⸗ 
ſetzen nur mit Gewalt fügen zu wollen, welche die Saat des Miß⸗ 
trauens zwiſchen Krone und Volk ſäet, und Blut und Thränen ernten 
wird (Unruhe rechts), die Chriſtum im Munde und Stolz und Galle 
im Herzen haben, mit ſolcher Lebendigkeit, daß dem wiederholten 
lauten Beifall (zur Linken) und heftigen Ziſchen (zur Rechten) kaum 
durch die Präſidentenglocke geſteuert werden kann. Der Redner ſchließt! 


. — 


Ich achte jede Partei, aber gegen meine Ueberzeugung ſtimmen werde 
ich nie. Min. des Innern: Der Verredner hat darauf hinge⸗ 
wieſen, daß die Einbringung der Botſchaft eine rückſichtsloſe Undank⸗ 
barkeit gegen die Kammern geweſen; Niemand erkennt die hohe Ver⸗ 
ſammlung mehr an, als wir, aber wenn wir uns dadurch beſtimmen 
ließen, unſere Ueberzeugung nicht auszuſprechen, ſo würden Sie ſelbſt 
uns Ihre Achtung verſagen. Der Redner hat den Regierungs-Vor⸗ 
ſchlaͤgen den Vorwurf der Geringfügigkeit gemacht; was dem Einen 
geringfügig, erſcheint dem Anderen weſentlich, kein Buchſtabe der Kgl. 
Botſchaft iſt unerheblich. Was die Beeidigung betrifft, fo kommt es 
darauf an, wann man die Reviſion für vollendet erklärt. Es wird 
ſich dieſer Punkt von ſelber finden. — Abg. Baumſtark geht auf 
die Aeußerungen des Min. v. Manteuffel in der zweiten Kammer ein, 
daß der Mehrheit durch die Lage der Sache Gewalt angethan werde 
u. ſ. w. — Es wird ein Tag kommen, ruft er aus, auch in dieſer 
Welt, wo Jeder über ſeine Abſtimmung wird Rechenſchaft ablegen 
müſſen. Der Redner geht auf die Ereigniſſe des Jahres 1848 und 
das Verhalten der Parteien zurück, um das der ſeinigen zu beleuch⸗ 
ten, wie ſie ſich der Umſturzpartei gegenüber geſtellt, den Dank der 
Regierung erworben, und im Augenblicke des glücklichen Abſchluſſes 
komme die Botſchaft, deren wichtigſte Punkte man früher in Ueber⸗ 
einſtimmung mit der Regierung beſchloſſen zu haben glaubte. „Zäus 
ſchung iſt einmal das Loos alles Irdiſchen.“ Er ſagt zum Schluß, 
daß es ſich nicht darum handele, die vorliegenden Fragen auf der 
Goldwage gegen einander abzuwägen, denn ſie wiegen centnerſchwer, 
und ferner, daß wenn die Regierungs-Vorſchläge angenommen wür⸗ 
den, man zugleich dem Simſon, der beſtimmt wäre uns kräftig zu 
ſtützen, die Haarbüſchel mit abgeſchnitten und die Augen ausgeſtochen 
hätte. Was nns jetzt geboten wird, iſt etwas ſehr Gefährliches für 
die Zukunft. Die vorgeſchlagene I. Kammer enthält nur das Schädliche 
der Pärie, fie wird etwas Gefährliches oder ein bloßes Spielzeug. 
Wenn dem Vaterlande Gefahr droht und es ſich um den Rücktritt 
der um uns hochverdienten Männer handelt, fo können meine Freunde 
keinen Augenblick ſchwanken. (Beifall links.) Haben Sie aber auch 
die Ueberzeugung, daß, nachdem der Verfaſſung der verlangte Stoß 
gegeben worden, nicht dieſe Männer doch beſeitigt werden? Selbſt 


die höchſte Achtung und volles Vertrauen zu den Männern des 5. Dec. 


konne ihn und ſeine politiſchen 
men, als fie dächten. „D. 6 0 90 
ewig.“ (Beifall.) Wollen Sie die Umſturzpartei bändigen, ſo laſſen 


Sie der Verfaſſung freien Lauf. Wenn der Adel die Pärie erwerben 


Freunde nicht bewegen, anders zu 


un 


wollte, jo mußte er uneigennütziger ſich zeigen und wirken, dann durfte 


die Pärie nicht erſt gemacht werden. Der Redner ſchließt: Binden 
Sie dem Könige keine Ruthe auf, die den König hindere, ſeinen 
Willen auszuführen. Ich werde gegen die Vorlage ſtimmen. „Das 
Leben iſt der Güter höchftes nicht, der Uebel größtes iſt die Schuld!“ 
— Min. des Innern: Es iſt hier nicht die Stelle, Aeußerungen, 
die ich an einem anderen Orte gemacht, zu rechtfertigen. Ich habe 
geſagt, Diejenigen, die den Abſchluß der Verfaſſung bindern, wird 
das Jauchzen der Demokratie empfangen — und das ſage ich noch. 
— Man ſpricht von Gefahren, aber der Uebergang einer abſoluten 
Monarchie in eine eonſtitutionelle iſt nie ohne Gefahren. — Mit 
dem „Amphibiengeſchlecht, das im Dunkel waltet“, mag es beſtehen 
oder nicht, haben wir nichts zu ſchaffen, wir haben die Botſchaft un— 
terzeichnet und müſſen fie vertreten. — Abg. Brüggemann zweifelt 
nicht an dem Rechte der Regierung, noch jetzt Vorlagen zu machen. 
Oft genug iſt darauf hingewieſen, daß die Verfaſſung nur mit Rück⸗ 
ſicht auf die Reviſion gegeben worden, wo die Bewegung, zum Still— 
ſtande gebracht, mit Mäßigung an die Berathung gehen würde. — 
Der Redner deutet darauf hin, daß man eine Gegengabe (Steuerbe— 
willigungsrecht) erwartet habe, er freut ſich aber, daß die Kammer nicht auf 
Handeln und Markten eingegangen. Es iſt auch noch nicht bewieſen 
worden, daß die Vorſchläge dem Geiſte der Verfaſſung, dem cenitis 
tutionellen Syſteme widerſprechen. Der Redner ſchließt mit einer 
Lobrede auf das Miniſterium. 


Abg. v. Gerlach: Ich habe die Kgl. Betichaft mit Freu⸗ 
den begrüßt, weil in ihr das wahre Königthum ſich wieder zur Gel— 
tung gekommen zeigt, das älter iſt alle Verfaſſungsurkunden und 
Märztage. Wenn nur dieſes Königthum da iſt und alles Uebrige 
fehlt, ſo haben wir ein ſchoͤneg, ſolides Fundament (feſte Grundlage) 
einen guten Anfang conſt. Verfaſſung (Heiterkeit). Ja, m. H., wenn 
dieſes Königthum vorhanden iſt und keine Verfaſſungsurkunde, fe has 
ben wir die beſte Grundlage für den Staat. Ihre Heiterkeit ſcheint 
ſich nach dieſer Wiederholung gelegt zu haben. (Große Heiterkeit.) 
Mit dem Koönigthum fällt der Preuß. Staat. So war es im Jahre 
1849, und gerade aus dieſem Jahre nehme ich meine Argumente 
(Beweiſe), denn damals war der Staat um nichts beſſer als eine 
Leiche, an der ſich ſchen Symptome (Vorzeichen) des Leichengeruches 
zeigten; Mancher hat darüber den Verſtand verloren. (Heiterkeit.) 
Darum wurde eben dies Miniſterium im November mit ſolcher Freude 
begrüßt und gewann dieſe immenſe (ungeheure) Popularität. Der 


I 
| 
F eines gefährlichen Interims in ſich. Die drei erften Nas 


franz. Conſtitutionalismus kommt immer mehr in Miferedit, die 
Krone darf nie zum hölzernen Rade in der Verfaſſung berabfinken, 
zu einer Figur in dem Schachſpiele der Charte, das in Frankreich 
während der letzten fünfzig Jahre alle zehn Jahre einmal umgeworfen 
und von Neuem geſpielt wurde, würde Preußen bei einer Criſis zu 
Grunde gehen. Die pfeudo- (fälſchlich-⸗) conftitutionellen Lehrbücher 
ſagen — (links: Zur Sache! Zur Sache!) Die pſeudo-conſtitutie⸗ 
nellen Lehrbücher ſagen, daß der König eine Regierung haben muß, 
die auf den Kammer-Majoritäten balancirt (ſich im Gleichgewicht er 
bält) — (links: Zur Sache! Unterbrechung.) Ich komme ſogleich 
zur Sache: das ſelbſtändige Königthum iſt die erſte Grundlage des 
conſtitutionellen Staates und dieſer Satz in der Vorlage wiederlegt. 
Eben ſo ſichere Grundlagen bilden die Fideicommiſſe, der veränderte 
Wablmodus und der eberſte Gerichtshof. Was die Fixirung der 
wahren conftitutionellen Baſis betrifft, ſo beruhte das bisherige 
Wahlſyſtem lediglich auf Improviſationen (d. h. es wurde nach dem 
Stegreifſyſtem ausgeübt), und Niemand wird das jetzige Syſtem der 
Vertretung nach Kepfzahl und Schatzung billigen können. So lange ſo 
ſkandalöſe Freiſprechungen möglich find, wie geſchehen iſt, kann und 
wird von wahrer Freiheit im Staate nicht die Rede ſein können. 
Durch die Kgl. Botſchaft wird den in die Verfaſſung aufgenommenen 
Grundrechten, deren neueren Anſichten zufolge jede Verfaſſung ein ge⸗ 
wiſſes Quantum enthalten muß, der Stachel genommen. Ferner ſagt 
ſich die Botſchaft entſchieden von dem Geiſte der Geſetzgebung vom 
5. Dec. los (Hört!), wie von dem üblen Beiwerke der Grunde 
rechte (Hört!). Nur ſo kann Preußen aufhören, das Märzpreu⸗ 
ßen zu ſein, und wird das alte wahre Preußen werden. Wenn 
Preußen die Fideicommiſſe aufrecht erhält, eine erſte Kammer und 
den Gerichtshof hat, wird es wieder Vertrauen einfloßen. Es wird 
dann wieder das alte kräftige Preußen ſein, an welches ſich Deutſch⸗ 
land mit Recht anlehnt. Darum wird ſich die Regierung auch nichts 
von den Vorlagen abdingen laſſen. Ich muß mich gegen die Abän⸗ 
derungen der II. Kammer erklären. Die Fideicommiſſe ſollen nicht 
beibehalten werden. Die Hauptſache aber iſt — der 7. Aug. 1852. 
| Man ſchafft und traut dem Geſchöpfe nicht, man tödtet das Kind im 
Mutterleibe. Das iſt bis jetzt in dem conſtitutionellen Leben unerhört 
geweſen. (Große Heiterkeit.) Sie wiſſen, es lebt kein Kind, das 
nicht die Wände beſchrieen ha Man hat einen Namen geſchaffen, 


5 ache gegeben zu haben. Ja, 
zu ſagen, man ſucht das neue Juſtitut aus dieſem Grunde lächerlich 
zu machen. (Beifall links.) Man läßt die abzuſchaffende erſte Kam⸗ 
mer in Wirkſamkeit, um ſie beſchließen zu laſſen, was die neu in's 
Leben zu rufende Pärskammer abſchaffen wird! Dieſe Einzelheiten 
vollenden den Stempel der Nullität (Nichtigkeit), den man dem gan⸗ 
zen Inſtitute aufdrücken ficht. Ich würde durch die neuen Beſtim⸗ 
mungen, gegen die ich mich ausſpreche, an einem Rittergute, das 
ich beſize, auf Koften der Schule und Kirche nahe an 2000 Thlr. 
gewinnen — dies in Beziehung auf meine Uneigennützigkeit. (Bravo 
zur Linken.) Man ſpricht von einer Camarilla (Hoſpartei), welche 
die Schritte des Miniſteriums leite. Gibt es nicht vielleicht auch 
in dieſer Kammer eine Camarilla, welche die Beſchlüſſe im Voraus 
beſtimmen will? Es ſoll bier zu Lande eine Partei des begonnenen 
Rückſchrittes geben. Ich geböre nicht zu ihr. (Großes Gelächter.) 
Es iſt dies eine einfache hiſtoriſche Thatſache. — Ich will keine vor⸗ 
märzlichen Zuſtände, ſchon deshalb nicht, weil ſie alsdann wieder 
einen neuen 18. März herbeiführen würden (Beifall), aber ich will 
die früheren geſunden Zuſtände. — Ich gehöre auch nicht zu 
der Partei, die Hr. v. Ammon vorhin bezeichnet hat. Wir heben 
im Jahre 1850 einen Fuß auf, um im Jahre 1852 den anderen 
nachzuſetzen, und ſo lange ſollen wir, den brauſenden Winden aus: 
geſetzt, auf einem Fuße ſtehen, mit Gefahr unſeres Staatslebens 
und dabei iſt der Boden ſehr glatt. (Heiterkeit) Wenn man ferner 
in Beziehung der aufgeſchobenen Pärie von einem Abſchluß des Vers 
faſſungswerkes ſpricht, ſo finde ich darin gerade das Gegentheil, ſo⸗ 
wol in der preußiſchen als deutſchen Angelegenheit, fie trägt die factifche 


men, die das Amendement Arnim unterſchrieben haben, find die Nas 
men dreier März⸗Miniſter, welche der Revolution die ausgedehnteſten 
Zugeſtändniſſe gemacht und deren Verheißungen doch nicht Stich ge⸗ 
halten haben. Das erſte Wort der Regierung war: Kein Abdingen; 
das zweite: 24 Jabr laſſen wir uns abdingen. Ich bin für die 
Prepeſitionen, aber in ihrer urſprünglichen Geſtalt, und gegen die 
Abänderungen der II. Kammer. 


Der Min. des Innern: Die Regierung ſteht mit ihren 
Vorlagen vor dieſem Hauſe, fie giebt keine derſelben auf und wird 
Ihre Beſchlüſſe mit Selbſtverleugnung erwarten. Die Regierung ſah 
in dem Amendement Arnim das Prineip gewahrt. Für die Auf⸗ 
ſchiebung der Pörie ſprechen verſchiedene Gründe. Es müſſen Vor⸗ 
bereitungen getroffen und die bezüglichen Geſetze erlaſſen werden. Das 
Miniſterium iſt nicht principlos geweſen; im Gegentheil es hat das 
Princip über die Modalitäten geſtellt; es hat ſich den durch die ob⸗ 
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Der verbiſſene Groll der Berliner „Nationalen“ ergr— 
\ mit wahrem Bellnägen die Geſchichte, daß bei der Bell 
ringen Aufſchub. Gerade weil fie nicht weilte, daß der Staat auf Wahlmännerverſammlung einer der Väter der Stadt, der unter 
einem Fuße ſtehe, wie der Redner ſagte, hat fie die Pärie vorge- Anderen es wagte, Heinr. v. Gagern als Candidat für Erfurt 
ſchlagen. Der Windſteß, der uns entgegen kemmen wird, den wollen in Vorſchlag zu bringen, faſt zur Thüre hinaus oetroyirt worden 
wir erwarten; wir haben fo manchen Stürmen getregt und werden | wäre. Und noch iſt es nicht 1 Jahr her, daß die gute Stadt 
auch dieſen aushalten. (Lauter Beifall.) — Abg. Martins: Mich Berlin ihrem gefeierten Reichsminiſter H. v. Gagern mit glanz⸗ 
hat die Vorlage der Regierung nicht mit Freude, ſendern mit Miß⸗ voller Eitelkeit und nicht ohne kleinliche Zänkereien den Verliner Ehren⸗ 
trauen erfüllt. Faſt ſämmtliche Verſchtäge find bereits Gegenſtände bürgerkranz nach Frankfurt ſandte, aber freilich thaten das nur 
gründlicher Veratbung geweſen. Sind ſeitdem neue Exeigniſſe eins | die guten Berliner und nicht die guten „Nationalen“ (N. Z. 46.) 
getreten, die unſere Beſchlüſſe verändern könnten? Nein. Es iſt ein In Königsberg ſoll eine Diaconiſſinn.-Kranken-Anſtalt 
Rücktritt der Miniſter in Ausſicht geſtellt werden. Ob ſie wirklich gegründet werden, wie eine ſolche ſchon ſeit mehreren Jahren 
mit Ablebnung der Votichaft zurücktreten werden, iſt die Frage: je- mit dem Berliner Krantenhauſe Bethanien (auf dem Köpeniker 
denfalls würde nur ein Wechſel der Perſonen ſtattfinden, das Syſtem Felde unfern des Schleſiſchen Thores) in Verbindung ſteht. Die 
welches in den Propeſitienen niedergelegt iſt, würde ferttauern. Sie | Zahl der bisher gezeichneten Unterſtützungsgelder dürften ſich 


waltende Lage gebotenen geringen Aufſchut gefallen laſſen, um das 
Princip für ſich zu retten, das Prineip höher geſtellt, als einen ges 


baben die Errichtung eines Specialgerichtshofes für unzuläſſig erklärt. 
Dabei muß es ſein Bewenden haben. Der neue Gerichtshof wird 


Ich werde gegen ſämmtliche Propeſitionen ſtimmen. 

In der Sitzung der J. Kammer vom 1. Febr. kam die 
Verfaſſungs-Urkunde für den Preuß. Staat, die auch 
ſofort im dritten Stück der Geſetzſammlung v. d. J. veröffentlicht 
worden, zur Verleſung. Desgl. ward eine Mittheilung des Miniſter— 
präſidenten verleſen, nach welcher in Folge eines von der Kammer 
angenommenen Amendement mit Allerhöchſter Genehmigung 6300 Thlr. 
aus der Staatscaſſe entnommen und dem Miniſter der geiſtl. Auge— 
legenheiten zur Unterſtützung der Elementarlehrer überwieſen wor— 
den ſind, ſo daß die zu dieſem Zwecke zu verwendende Summe nun— 
mehr 63,000 Thlr. betrage. — Abg. v. Vincke verlieſt ſodann als 
Berichterſtatter den Bericht der Agrar-Cemmiſſion über die Vers 
ordnung, betreffend die einſtweilige Einrichtung der gutsherrlich⸗ 
bäuerlichen Verhältniſſe in der Previnz Schleſien. Der Com— 
miſſione-Antrag lautet: „Die Kammer moge beſchließen: 

1) anzuerkennen, daß für die Erlaſſung der previſeriſchen Ver⸗ 

erdnung vom 20. Dec. 1848, betreffend die interimiſtiſche 

Regulirung der gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniſſe in der Pro: 

vinz Schleſien, im Sinne des Art. 103 der Verfaſſung “), 


eine dringende Nothwendigkeit vorgelegen habe; 2) dem vor- > 77 rat 15 1 5 
man habe im preußiſchen Cabinet Nichts darüber erfahren, und 


bezeichneten Geſetze nachträglich die Genehmigung zu ertheilen. 


„) Art. 103. Zu Etats⸗Ueberſchreitungen iſt die nachträgliche Genehmi⸗ 
gung der Kammern erforderlich. U. ſ. w. Die Rechnungen über den Staats⸗ 
haushalt werden von der Ober⸗Rechnungskammer geprüft und feftgeftellt. U. ſ. w. 

Die Kammer wendet ſich zum Geſetz über die Verpflichtung 
der Gemeinden zum Schadenerſatz bei Tumulten. Die Com⸗ 
miſſien erklärt ſich mit dem Grundſatz des vom Abg. Milde vorge 
ſchlagenen Geſetzes und Vedürfniß deſſelben einverſtanden, legt aber eine 
eigene Faſſung vor. Bei der allgemeinen Verhandlung erklärt ſich 
Abg. Wachler gegen das Geſetz, weil die Tumulte ſich nur mehren 
würden, weil die Tumultuanten ſich darauf verlaſſen würden: Wir 
brauchen den Schaden doch nicht zu bezahlen, und beruft ſich darauf, 
aus denſelben Gründen ſei man bereits ven ſolchen Geſetzen in Frank⸗ 
reich und Belgien zurückgekommen. (Das iſt im ſtrengen Siune nicht 
wahr.) Abg. v. Nönne bemerkt, daß der Antragſteller das Geſetz 
heute bei ſo veränderter Lage nicht einbringen würde. Wenn eine 
Gemeinde nicht die Polizeiverwaltung in Händen hätte, je brauchte 
ſie auch nicht für Schaden aufzukommen. Er machte auf die alten 
Geſetze über die Judengemeinden, nach welchen für Diebſtähle eines 
Juden die ganze Judengemeinde aufkommen mußte, welches barbari⸗ 
ſches Geſetz längft ven Friedrich Wilhelm dem Gerechten aufgeho— 
ben worden”). Abg. Milde erklärt, daß er fein Geſetz aufrecht 
erhalten wolle, trotzdem daß das Geſetz über die Bürgerwehr ſus— 
pendirt ſei, und weiſt auf die Geſetzgebung Englands, Frankreichs, 
Belgiens, Hollands, Schweiz, Hannevers und anderer deutſcher 
Staaten hin. Bei der Verhandlung im Einzelnen wird der Commiſ— 
ſions⸗Verſchlag mit einigen Abänderungen angenommen. Es beſteht 
aus 7 88., doch kann hier nur der letzte Zuſatzartikel Mittheilung finden: 

„Neuer Artikel: Vis zum Erlaß eines Geſetzes über eine 
Gemeinde-Bürger- oder Schutzwehr ſind die Regierungen ermächtigt, 
auf den Antrag der Gemeinden die Errichtung eines bewaffneten Si— 
cherheitovereins anzuordnen.“ 

) Für die Juden, welche früher weder politiſche Rechte, noch irgend 
communale Macht und Gewalt beſaßen, konnte der alte Zuſtand mit Recht 
als höchſt barbariſch gelten, aber weil man die Polizeimacht und Gewalt nicht 
unmittelbar in Händen hat, ſich darauf zu ſteifen und auch mittelbar das Ges 
meindeweſen im Stich laſſen zu wollen, iſt gleichfalls abſurd. 

Berlin, 1. Febr. Die Finanzeommiſſion der zweiten 
Kammer iſt nach zweitägiger Berathung über das Grundſteuer⸗ 
geſetz (vergl. Nr. 14. S. 54.) nicht weiter als bis zur Annahme 


der erſten Zeile, der freilich ſehr inhaltsſchweren Zeile 2. 
Von allen ertragsfähigen Grundſtücken im Staate 


wird fortan die Grundſteuer entrichtet. a 


0 


nicht Freude, nicht Vertrauen, ſondern Abſchen im Lande erregen. 


Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein 


bereits auf mehr als 1000 Rthl. jährliche Beiträge belaufen. — 
Eine ähnliche Kranken-Heilanſtalt iſt von der kathol. Gemeinde 
in Berlin in der Kaiſerſtraße gegründet und in alle Welt als 
| ein, neues kathol. Kloſter in Berlin ausgeſchrieen worden. 


= 
Bayern. München, 30. Jan. Nach ſeit Kurzem 
faſt täglich gehaltenen Miniſterverſammlungen, die bis Mitternacht 
andauerten, hatte unſer ebenfalls erſt kürzlich von Seiten des 
ruſſ. Zaars belobteſte Min.⸗Präſ. geſtern eine zweiſtündige 
| Audienz beim Könige. Es war nämlich am 28. Mittags eine 
Schwarzenberg'ſche Depeſche durch den wenn aus Wien 
hier eingetroffen, worin das bayriſche Cabinet dringendſt en 
wurde; fich über den öſterreichiſcherſeits vorgeſchlagenen deutſchen 
Verfaſſungsentwurf endlich entſcheiden zu wollen, damit derſelbe 
eheſtens, jedenfalls aber noch vor dem Zuſammentritt des Er⸗ 
furter Reichstages publicirt werden könne. Aus dem heute früh 
erſolgten Abgange dreier Kuriere, nach Stuttgart, Hannover und 
Dresden, darf ſicher gefolgert werden, daß der fragliche Ver⸗ 
faſſungsentwurf bayriſcherſeits feine Erledigung gefunden, und der⸗ 
ſelbe mit Vorſchlägen den genannten drei Höfen zugeſendet wurde. 
München, 30. Jan. leber die Conſtitutions⸗ 
pläne der vier Königreiche iſt in den Zeitungen hin und her ge— 
ſprochen worden. Von Berlin aus ward wiederholt geſchrieben, 


mit gerechter Entrüſtung die Vermuthung zurückgewieſen, als 
wolle Preußen ſich bei jenen Verſuchen betheiligen. — Es haben 
in München allerdings Conferenzen ſtattgefunden, welche die 
Entwerfung eines Gegenprojects zu der Verfaſſung vom 26. Mai 
zum Gegenſtand hatten. Dieſes Project beruhte auf folgenden 
Punkten: 1) Ein Directorium von 7, reſp. 9 Mitgl., die vier 
Könige mit je einer und die beiden (reſp. 3) Heſſen mit 1 Ge- 
ſammtſtimme. Baden nicht mehr berückſichtigt, und wie alle 
übrigen kleinen Staaten den größeren einverleibt. 2) Ein Staa⸗ 
tenhaus, deſſen Mitglieder man ſämmtlich von den Regierungen 
ernannt ſehen möchte. Aber man ſchwankt noch. 3) Ein ſoge⸗ 
nanntes Volkshaus, beſtehend aus Kammerausſchüſſen. Preu⸗ 
fen stellt Hundert Mitglieder, Oeſterreich hundert, das übrige 
Deutſchland hundert. 

i Oeſterreich hat im Weſentlichen mit dieſer Vorlage ſich 
einverſtanden erklärt. Die Conferenzen waren von Bayern, 
Sachſen, Württemberg und Hannover beſchickt. Man geht 
mit dem Gedanken um, dieſen Gegenentwurf der Vundes⸗ 
Commiſſion in Frankfurt vorzulegen. Freilich zweifelt ſelbſt 
Großdeutſchland am Erfolge dieſes letzteren Staatsſtreiches. (Br. Z.) 


Sachſen. Dresden, 31. Jan. II. Kammer. In 

Folge des Antrages des Abg. Wigand, betreffend die Verhält⸗ 
niſſe der Herzogthümer Schleswig-Holſtein ſprach der Ausſchuß 
die zuverſichtliche Erwartung aus, daß die Regierung in Ver— 
bindung mit den übrigen deutſchen Staaten oder mit einzelnen 
derſelben auf Zuſtandebringung eines ſolchen Friedensſchluſſes 
mit Dänemark kräftigſt hinwirken werde „welcher die Rechte der 
0 i i tein zu ſichern und damit die Selb⸗ 
ſtändigkeit, ſomit aber auch die Ehre und die a 
lands zu wahren geeignet ſei. Auf Veranlaſſung des Dr. 
Braun erhob ſich ſofort die ganze Kammer wie Ein Mann, 
worauf es keiner Abſtimmung bedurfte. Der erhebende Augen⸗ 
blick ward jedoch bei einer nachträgliche Debatte völlig vergiftet 
durch einen argen Zwiſt zwiſchen v. Dieskau und Biedermann, 
welcher Zwifchenfall die große Empfindlichkeit der Kammer in der 
deutſchen Frage kundgibt. Auch hatte es der Min. v. Beuſt bei 
dieſer Gelegenheit nicht an einigen Seitenhieben auf Preußen 
fehlen laſſen. — Den ſächſiſchen Kammern iſt vom Kgl. Sächſi⸗ 
ſchen Miniſterium ein Geſetzentwurf, die Beſchränkung des freien 
Vereinigungsrechtes betreffend, vorgelegt worden. — Die Anzahl 
der bei den Vorfällen im Mai vorigen Jahres zu Dresden bethei⸗ 
ligten Kgl. Sächſ. Untertanen, deren Unterſuchungen auf Grund 
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der von du Appellatiousgerichten bis jetzt an das Juſtizminiſterium Gewalt der Nachläſſigkeit oder Unthätigkeit anzuklagen. Dieje 
erſtatteten Vorträge niedergeſchlagen worden find, erreicht gegen» Vorwürfe könnten mit weit mehr Recht der geſetz⸗ 
wärtig die Zahl 752. (Epz. Allg. 309 ) de ee gemacht werden, welche bei der Prü⸗ 

Schleswig-Holſtein. Kiel, 27. Jan. Geſtern iſt fung der wichtigſten Regierungs⸗Vorlagen mit ſolcher Langſam⸗ 
die Antwort der Verkauensmänner nach Kopenhagen abge- keit verfährt.“ Die Mehrheit iſt eben gereizt und verftinunt, 
ſandt; dieſelbe iſt kurz gefaßt und lehnt in ziemlich entſchiedener und wenn ſie auch ſelbſt zu entſcheidenden Schritten keinen Muth 
Sprache unter den gegebenen Verhältniſſen jede fernere Theil hat (wie wir 3. B. hören, daß ſie über den Geſetz-Entwurf 
nahme an den Vermittelungsverſuchen ab; es wird noch ganz für Solderhöhung der Unteroffiziere nicht geradezu verwerfend 
beſonders auf die vertragsmäßige Stellung der Herzogthümer und dem Miniſterium feindlich berichtet, ſondern die Sache durch 
mit Dänemark für den Fall ausbrechender Differenzen hingewie⸗ Nichteinreichung eines Berichts verſchoben zu ſehen wünſcht) — 
ſen, in welchem eine Vermittelung durch eine gleiche Anzahl je, will fie doch der ſie mit Stecknadelſtichen neckenden es, de 
Männer des Königreichs und der Herzogthümer ausdrücklich wieder mit Staknadelſuchen antworten, und man weiß, da 
feſtgeſtellt iſt, wodurch die Meinung, daß zwiſchen Unterthanen wiederholte Stecknadelſtiche empfindlicher ſchmerzen, als ein Bajo⸗ 
einer und derſelben Monarchie keine Unterhandlungen ſtatthaben netiſtich. So iſt es ein, allerdings ſogar vergifteter Stecknadel⸗ 
könnten, erledigt wird; auch iſt bemerkt, daß die Herzogthümer | Mh, wenn eins der einflußreichſten Majoritäts⸗Organe, Opinſon 
nicht Unterthauen des Königs von Dänemark, ſondern des Her⸗ publique, von den auf 3. —4 Millionen ſich belaufenden Ge 
ogs von Schleswig⸗Holſtein find, und wenn dieſe beiden Eigen⸗Dvinnſten ſpricht, welche „hohe und mächtige, zu dieſem 
chaften in der Perſon des Königs von Dänemark zuſammen⸗ Zwecke afjeciirte Speculanten“ in 17 letzten Tagen durch das 
treffen, jo liege darin in keinem Fall die gemachte Voraus- Emportreiben der Curſe er der Börſe gemacht haben, und 
ſetzung von Unterthanen einer und derſelben Monarchie. (D. R.) wenn fie die gumüthigen Pörſenſpieler davor warnt, ſich vor 

Kiel, 27. Jan. Von unzweifelhaft bedeutender Wichtige der in demſelben coloſſalen Maßſtabe beabſichtigten ferneren Aus⸗ 
keit für die Sache der Herzogthümer iſt das an die Statthalter⸗ beutung durch Perſonen zu hüten, „die nach Belieben die 
ſchaft gerichtete Schreiben der Central⸗Bundescommiſſion Karten miſchen, abheben und geben können.“ Zu⸗ 
in Frankfurt. Es iſt uns . mitgetheilt worden, daß gleich aber ſind alle dieſe kleinen Neibungen zwiſchen den bei⸗ 
daſſelbe direct an die alten Beſchlüſſe des Bundestages anknüpfe, den großen Staatsgewalten nur eben jo viel Funken, die von 
welche in unſerer Frage bekauntlich ſehr günſtig lauteten und der eleetriſchen Strömung in der politiſchen Atmoſphäre und 


die Rechte der Herzogthümer kräftig wahrten. D. Ref. von dem Herannahen eines gewaltigen Sturmwetters Kunde 
f derzests 1 f 3 rt re) geben. In welcher Richtung hin aber ſich dies entladen werde, 
Oeſterreichiſche Länder. — oder wenigſteus was man von Seiten des Präſidenten im 


Wien, 23. Jan. Der Kaiſer hat der von dem Juſtiz⸗ Herzen und Schilde führt, — darüber kann ich nur meine frü⸗ 
miniſter vorgelegten, nach dem Grundſatze der Oeffentlichkeit und her ausgeſprochene Anſicht wiederholen und zur Beſtätigung 
Mündlichkeit, des Auklageverfahrens und der Schwurgerichte Ihnen eine Aeußerung mittheilen, die man einem hohen Beam⸗ 
beruhenden neuen Strafproceßordnung die Genehmigung ertheilt. ten in den Mund Jegt: „Nach der gemäßigten Monar⸗ 
Das bisher noch ungedruckte Geſetz umfaſtt nicht weniger als chie bedarf die Republik eine gemäßigte Dietatur.“ 
514 Paragraphen. Denſelben Gedanken entwickelt übrigens der, abermals allſeitig 

1 dem Präſidenten ſelbſt zugeſchriebene erſte Artikel der zweiten 
Fer a 2 re i ch. Nummer des „Napoleon“, — ein Artikel, mit deſſen ſehr be— 

Paris, vom Jan. Die politiſche Lag achtenswerthen Sch orten i ieſen Brief ſchließen will; 
ke dee NEN Bee en it) 
mit jedem Tage unſere Juſtände ſcheinbar werden, deſto mehr 5 
nähern ſie ſich in den Augen deſſeu, der ſich bemüht „etwas 
tiefer zu blicken, der Löſung. Es iſt eben das Aufſchäumen der 
Blafen, welche die innere Bewegung an die Oberfläche treibt, ) 
während gerade durch dies Blaſenwerfen die gährende, kochende ſidenten ernannt hätte. Nicht aus Selbſtüberſchätzung nicht 
Maſſe ſich abklärt und eine beſtimmte Beſchaffenheit gewinnt. aus Hochmuth, nicht aus Mangel an gebührender Achtung vor 
Einſtweilen allerdings dauern jene Widerſprüche von tollkühnen der Nationalverſammlung hat der Präſident eine vollſtändige 
Anläufen und furchtſam feigen Rückſprün en noch fort; einſt⸗ Freiheit in der Wahl ſeiner Miniſter beanſprucht, — ſondern 
weilen ſind immer noch Regierung wie Mehrheit ohne den Muth weil er von dem Geiſte der neuen Geſetzgebung in dem, was ſie 
zu offenem Bruch und Kampf; aber jeder Tag verbittert und Gutes darbieten, durchdrungen iſt. In ſeinen Augen iſt es eine 
reizt die Gemüther mehr und der Ausbruch wird nicht mehr große Beſcheidenheit, daß er, um die Geſellſchaft zu retten, fich 
lange auf ſich warten laſſen. Für heute iſt es die Pflicht des auf den beim ſtrengen Vollzuge der demokratiſcheſten Verfaſſung, 
aufmerkſamen Beobachters folgende Kennzeichen aufzuführen. die es je gegeben, geſetzlich zukommenden Antheil beſchränkt. 
Nachdem der „Napoleon“, eine neue von Louis Napoleon inſpi⸗ Turgot, dieſer ſo freiſinnige Geiſt, forderte weit mehr; er wollte 
rirte (unter ſeinem Einfluß geſchriebene) Zeitſchrift in ihrer Nr. 2 fünf Jahre Despotismus, um die Freiheit zu begründen.“ — Iſt's 
die Behauptung, daß der Präſident ſelbſt daran ſchreibe, ja ſogar nicht klar? Oder braucht man in Deutſchland zu ſolchen Worten 
die Correcturen beſorgt habe, „Märchen, die keine ernſte Ant⸗ noch einen Commentar ( Erklärung)? N. Od.⸗Z.) 
wort 6 n 7 fährt 5 eee ra E 

Der Kaiſer Napoleon gab oft dem Moniteur die politiſche Mord: 17 
Richtung, 1 Redacteur en chef deſſelben zu ſein. Sollte es . 1 Nord Amerika: 
nun dem Präſidenten der Republik verboten fein, daſſelbe im) Der Congreß von Waſhington hat ſich meiſt mit Gegen⸗ 
Moniteur oder in irgend einem andern Blatte zu | Händen rein örtlicher Beziehungen beſchäftigt. Die Zuſammen⸗ 
thun?“ Kann man ein Nein, das eigentlich Ja heißen ſoll, ſetzung der vom Sprecher des Repräſentantenhauſes ernannten 
deutlicher ſagen? Zum Uleberfluß fügt übrigens das Wochenblatt Comitee's hatten nicht allgemein befriedigt. Die Haupteinwen⸗ 
noch hinzu: „Wir werden ſtreben, uns den Ideen des dung, welche man zu machen hatte, war die, daß die nördlichen 
Präſidenten der Republik fo viel als möglich zu Staaten nicht hinreichend vertreten ſeien, — ein Umſtand, aus 
nähern“ und wenn es auch ſeine Gedanken und Worte nicht welchem man den Schluß zog, daß der Sprecher die Fortdauer 
für ipsissima verba des Präſidenten angeſehen wiſſen will, ſo der Sclaverei begünſtige. General Caß war im Senate mit ei⸗ 
läßt ſich doch durch alle dieſe Spiegelfechtereien hier Niemand nem Antrag aufgetreten, welcher auf Unterbrechung der diploma⸗ 
täuſchen; vielmehr weiß jeder Politiker, der dieſen Namen ver- tiſchen Beziehungen zwiſchen den Vereinigten Staaten und Oeſter⸗ 
dient, daß der „Napoleon“ dasjenige Blatt iſt, das die innerſten reich antrug, wegen der Greuel, die ſich die letztere Macht im 
Herzensgedanken und Gelüſte des Präſidenten ausſpricht und ungariſchen Kriege habe zu Schulden kommen laſſen. Der Ge⸗ 
zug u. beſtimmt iſt, der Öffentlichen Meinung den Puls zu füh⸗ neral hatte bei dieſer Gelegenheit eine lange Rede gehalten; die 
len. An der Aufnahme, welche die Artikel des „Napoleon“ finden, ſchließliche Verhandlung über dieſen Gegenſtand war jedoch auf 
ſoll die größere oder geringere Möglichkeit und Nähe des kaiſer⸗ einige Tage hinausgeſchoben werden. Die Sclaven⸗ Frage 

elüſtigen Staatsſtreiches bemeſſen werden. Unter ſolchen Um⸗ nahm die allgemeine Aufmerkſamkeit im höchſten Grade in Anz 
ſtänden iſt es denn allerdings ein bedeutſames Symptom mehr, ſpruch und ſpielte eine ſehr hervorragende Rolle in den geſetzge⸗ 
wenn der „Napoleon“ die geſetzgebende Verfaſſung (d. h. in benden Verſammlungen vieler Einzelſtaaten. Namentlich in Ge⸗ 

Wahrheit: ihre Mehrheit) abermals in folgender ſchroffen Weiſe orgia gab ſich eine ſehr entſchiedene Neigung kund, ſich den Be⸗ 
angreift: „Das Publicum iſt nur zu oft geneigt, die ausführende ſchränkungen der Selaverei nach Kräften zu widerſetzen. (C. 3.) 


— Mit einem Beiblatt. 


Werd anten: „ das Volt 
erwählt hat, jo geſchah dies, weil es an feinen Namen, feine 
Perſon, ſeine Grundſätze glaubte. Es iſt klar, daß, nn 


zu den Ideen und Grundſätzen anderer wohlbekannten politi 
Perſönlichkeiten mehr Vertrauen gehabt hätte, es dete au Pi. 


Beiblatt zur Lauſitzer Zeitung 1 16. 


Vollſtäudige Rede des Stadtraths zu Görlitz 

a Abg. Nichtſteig in Verlin 

in der Abendſitzung der II. Kammer am 26. Jan. bei Gelegen- 

heit der Verathung und Abſtimmung über die Kgl. Verfaſſungs⸗ 
vorlagen (Propoſitionen). 


Meine Herren! Ich gehöre zu denjenigen Mitgliedern dieſer 
hohen Verſammlung, welche ſich grundſätzlich gegen die Annahme 
der als Kardinalpunkte zu betrachtenden Propoſitionen VIII. und X. 
erklären müſſen. Ich bin jedoch nach reiflicher und gewiſſenhaſter 
Erwägung zu dem Entſchluſſe gelangt, meine perfönliche Ueberzeugung 
dem Wohle des Landes zum Opfer zu bringen und demzufolge bei 
meiner Abſtimmung auf dieſe Bropofitionen und nunmehr ſpeciell auf 
die vorliegende Propoſition VIII. ſo weit einzugehen, als es jene 
Rückſichten unerläßlich machen. Der Wunſch, dieſen Entſchluß zu 
rechtfertigen und demſelben bei einzelnen Mitgliedern dieſer Verſamm— 
lung, welche ſich mit mir in gleicher Lage befunden haben und mit 
ſich ſelbſt noch nicht zu einem beſtimmten Eutſchluß gelangt ſein 
möchten, vielleicht noch Eingang zu verſchaffen, veranlaßt mich, noch 
wenige Worte hinzuzufügen. 

Wir können uns nach der Erklärung, welche wir in der heu— 
tigen Morgen-Sitzung von den Räthen der Krone vernommen haben, 
nicht mehr darüber im Zweifel befinden, daß die Ablehnung der Kgl. 
Botſchaſt ihrem weſentlichen Inhalte nach ein Ereigniß zur Folge 
haben würde, welches wir im ernſten Hinblick auf die Lage unferes 
engeren und weiteren Vaterlandes und auf den jetzigen inhaltſchweren 
Moment auf's tiefſte beklagen müßten. Wir können uns ferner nicht 
bergen, daß ſich daran mit völliger Gewißheit auch die Folge knüpfen 
würde, daß der vom ganzen Lande ſehnlichſt erwartete Abſchluß des 
Verfaſſungswerkes unterbliebe und einer ungewiſſen fernen Zukunft 
anheimfiele; daß der Schlußſtein der Beeidigung der Verfaſſung, 
welcher uns nach oben wie nach unten hin den ſtärkſten mora⸗ 
liſchen Einfluß verſpricht, nicht zu dem Bau hinzugefügt würde, von 
deſſen ſchleunigſter Vollendung nach meiner Ueberzeugung die Wohle 
fahrt des Landes abhängt. 

Ich überlaſſe es der hohen Verſammlung, zu beurtheilen, ob 
dieſe naheliegenden Felgen wichtig und groß genug find, einen ges 
wiſſenhaften Vertreter des Volkes zu vermögen, ſeine perſönliche An— 
ſicht einer ſolchen Rückſicht aufzuopfern. Es frommt zu nichts, wie 
ein geehrter Vorredner gethan, dieſe Lage der Sache zu exitifiren, 
wir kommen dadurch nur zu der Ueberzeugung, daß es außer unſerer 
Macht liegt, fie zu ändern. Es bleibt vielmehr mir und denjenigen, 
welche ſich mit mir in einer gleichen Anſicht und Meinung befinden, 
kein anderer Ausweg, keine andere Wahl, als, entweder die perjüns 
liche Ueberzeugung aufzuopfern, oder das Wohl des Landes auf's 
Spiel zu ſetzen. 

Ich entſcheide mich für des Erſtere. So bitter es auch dem 
freien Manne iſt, dies zu thun, gegenüber einem moraliſchen Zwange, 
fo hilft mit doch darüber hinweg die Erwägung, daß wir nicht das 
zu hierher geſandt ſind, um unſere perſönlichen Anfichten mit aller 
Conſequenz und um jeden Preis feſtzuhalten, ſendern dazu, um 
das Wehl des Vaterlandes ſelbſt mit Aufopferung zu befördern; 
ferner, daß wir nicht auf einer tabula rasa ein ideales Staatsge— 
bäude aufführen ſollen, ſondern daß wir die Macht der beſtehenden 
Verhältniſſe anerkennen müſſen, endlich, daß wir mit unſeren Zuge⸗ 
ſtändniſſen nur ſo weit zu gehen haben, nur bis an die Grenze, 
ſenſeits welcher das conſtitutionelle Princip aufhört. Frage ich mich 
nun, ob jetzt die Nothwendigkeit vorliegt, die perſönliche Anſicht ver 
Rückſicht auf das Ganze unterzuordnen, jo muß ich dies unbedingt 
bejahen. Frage ich mich, ob wir Mittel beſitzen gegenüber der Macht 
des Königthums, dieſe Opfer zu vermeiden, ſo muß ich dies vernei⸗ 
nen, oder ich muß die Revolution heraufbeſchwören. Frage ich mich end⸗ 
lich, ob das Opfer, zu welchem ich entſchloſſen bin, das conſtitu⸗ 
tionelle Princip und mit ihm die Volksſteiheit vernichtet, oder ihr 
weſentliche Gefahren bringt, 10 muß ich dies ebenfalls verneinen. 

Ich unterlaſſe es, dieſer hohen Verſammlung gegenüber auf 
Ausführungen in dieſer Beziehung einzugehen, ich betrachte dies viel⸗ 
mehr als eine Wahrheit, und weil es eine Wahrheit für mich iſt, 
ſo bin ich der Ueberzeugung, daß keine Partei oder ſonſtige Rückſicht 
mich von dem bezeichneten Entſchluß abhalten darf, ſondern daß ich 
mich nur von der Liebe zum Vaterlande dabei leiten laſſen muß. 
Wer das ganze Gewicht des gegenwartigen inhaltſchweren Momentes 
erkennt und unbefangen würdigt, der wird zuletzt dieſen Entſchluß 
doch loben, und das dadurch in einen Grundveſten geſicherte Vater⸗ 
land wird uns bald eine lauterere und lebendigere Anerkennung zellen, 
als es der in jeder anderen Lage unerläßlichen Ueberzeugungstreue, 
der entgegengeſetzten Anſicht darzubringen vermochte, wenn es von 


Görlitz, Dinstag den 5. Februar 1830. 


dieſer, einem endloſen einſtweiligen Zuſtande gleich einem andauern: 
den Siechthume überliefert würde. Laſſen Sie uns daher, meine 
Herren, geleitet von dieſen Erwägungen, eine Entſchließung faſſen, 
zu welcher uns die Valerlandsliebe dringend auffordert! (Bravo l) 


Lauſitzer Nachrichten. 


Verhandlungen der Stadtverordneten zu Görlitz 
in der öffentl. Sitzung vom 1. Februar 1850. 


Das Bürgerrecht wurde ertheilt an den Tuchmacher Schwarze 
und den Meſſerſchmidt Mildner. 

An 7 verſchiedene Wittwen und Hilfsbedürftige auf einigen 
Dörfern wurden die früher gewährten Unterſtützungen auch für dieſes 
Jahr bewilligt; dem Zirkelſchmidt Bergmann rückſichtlich feines 
Brandſchadens ein zweijähriger Abgaben-Erlaß zugeſtanden; ein Weiz 
chenſteller der Eiſenbahn vom Erſatze des durch fein Verſehen an der 
Lowry No. 1. entſtandenen Schadens von 11 Thlr. 2 Sgr. entbun⸗ 
den; auch dem Drtörichter König in Nieder -Vielau auf dieſes 
Jahr eine Zulage von 5 Thlr. wie früher zuerkannt; und dem Werk— 
führer Schicht für Mehrbedarf an Heiz- Material in der Armen— 
Beſchäftigungs-Anſtalt 2 Klaftern Torf bewilligt. — Den durch die 
Oder Ueberſchwemmten wurde eine Unterſtützung von 100 Thlr. zu 
Theil, die Hälfte baar, die andere Hälfte in geeigneten Gegenftänden 
aus der Beſchäftigungs-Anſtalt. — Der Bahnmeiſter Bethmann 
erhielt für Aufſicht und Leitung der Planirung auf dem Holzhofe eine 
Gratification von 25 Thlr., und wurde beſchloſſen, einige zum Ober— 
bau nöthige Geräthſchaften im Betrage von 9 Thlr. von ihm anzu⸗ 
kaufen. — Zum Veſchluß der Ausgaben für die Bürgerwehr wurden 
7 — 8 Thlr. nachbewilligt; desgl. 219 Thir. 3 Sgr. 3 Pf. für 
Mehr- Ausgaben bei der Bauverwaltung des Stadtbezirks pro 1849, 
und 263 Thlr. 13 Sgr. 2 Pf. für Schuceauswerfen im vorigen Jahre. 
Letzterer Bolten gab Veranlaſſung zu einigen Beſchwerden über mans 
gelnden Sand bei großer Glätte auf dem neuen Friedhof, und über 
überflüſſigen Schnee auf dem Platze des jetzigen Buttermarktes, wel— 
chen Uebelſtänden jedoch auf mündliche Zuſage des Magiſtrats baldigſt 
abgeholfen werden fol. — Die Hilfslehrerin Brotze an der Mäd⸗ 
chenſchule erhält 15 Thlr. Gratification für voriges Jahr und für die 
Zukunft 25 Thlr. perſönliche jährliche Zulage, nachdem ein Antrag 
auf 20 Thlr. Zulage bei der Abſtimmung in der Minorität geblieben 
war. — Gegen interimiſtiſche Anſtellung des Oberjäger Seydlitz 
als Hilfsboten mit 15 Sgr. täglichen Diäten wurde nichts zu erinnern 
gefunden; die Zuſchlags-Ertheilung an die beiden Beſtbietenden für 
die Pechöfen zu Stenker und Brand, Zöllner und Bräuer, zu 
reſp. 42) Thlr. und 16 Thlr. pro Ofen genehmigt; und dem Ans 
trage beigeſtimmt, die Pacht der Neiß-Inſel auf die nech übrige 
Pachtzeit an den ꝛc. Schulz unter den früheren Bedingungen zu 
übertragen. 

Als Mitglieder der Kämmerei— Intereſſen-Deputation wurden 
der Tuchfabrikant Carl Schulz abermals und der Buchhändler 
Koblitz neu erwählt. — In Betreff des Gevers'ſchen Armen— 
Legats wurde dem Vorſchlage beigetreten, die Zinſen deſſelben für 
beſenders dringende Fälle und zwar vorzüglich für verſchämte Arme 
u beſtimmen, ven den Zinſen des von demſelben Teſtator der Klein— 
kinder-Bewahr- Anſtalt vermachten Legats aber die Kinder zu Weih⸗ 
naten mit Schuhen zu beſchenken, und hierdurch hoffentlich ganz 
im Sinne des Stifters zu handeln. — Ein Geſuch von 6 Nacht⸗ 
wächtern um eine Beihilfe an Holz, mit Rückſicht darauf, daß ihnen 
die früber inne gehabten geheizten Wachtlocale entzogen worden, wurde 
dem Magiſtrat unter Empfehlung zur Begutachtung übergeben. 

(Schluß folgt.) 


Görlitz, 4. Jan. Der Eisgang der Neiſſe iſt geſtern vom 
Spätabend die ganze Nacht hindurch, obwol bei hohem Waſſerſtande, 
dech ehne Gefahr und Schaden glücklich vorübergegangen. 


Wahlergebniß in Muskau (31. Jan.), für die Kreiſe Ro— 
thenburg, Hoyerswerda und den well. Theil des Saga⸗ 
ner Kreiſes. Die Wahl eines Abgeordneten dieſes Wahlbezirkes für 
das deutſche Volkshaus in Erfurt fiel, unter Leitung des Staats- 
anwaltes Starke aus Rothenburg, nach zwei erfolgloſen Abſtim— 
mungen in Folge der dritten auf Heinrich LXXIV. Fürſt Reuß 
auf Jaͤnkendorf, welcher ſchließlich SO Stimmen unter 152, alſo 
drei Stimmen über die abſolute Mehrheit erhielt, während fein Gegen⸗ 
candidat deren nur 71 erhielt und eine Stimme verloren ging. Der 
Gewählte nahm an, 
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ueber die Armenpflege in Landgemeinden. 4. 


$. 13. Der Caſſier ſteht unter Controle der Geſammtheit, doch 
iſt der Gutsherr ganz beſonders verbunden, die Caſſenverwaltung zu 
beaufſichtigen, wofür er die Verantwortlichkeit übernimmt. Daher 
darf der Caſſenführer keine Ausgabe anders leiſten, als auf ſchriftliche 
Auweiſung des Gutsherrn oder des Ortspfarres, als deſſen Stellver⸗ 
treters, nachdem zuvor der Armenvorſtand gehört und deſſen Beſchluß 
eingeholt worden iſt. 

$. 14. Alle Geſchäfte werden unentgeltlich verrichtet und nur 
baare Auslagen zurückerſtattet. 

§. 15. Der Ortsarmeneaſſe fließen folgende Arten von Eins 
nahmen zu: 1) geſchenksweiſe Zuwendungen, letztwillige Vermächt⸗ 
niſſe u. ſ. w.; 2) Zinſen von ausgeliehenen Capitalien; 3) Col⸗ 
leetengelder bei Kindtauf- und Hochzeitsmahlen; 4) zugewieſene Straf⸗ 
gelder; 5) freiwillige Gaben der Gemeindeglieder; 6) polizeiliche 
Erlaubnißgelder. 

§. 16. Eine beſtimmte Verpflichtung zu Beiträgen an die 
Ortsarmeneaſſe findet nicht ſtatt, ſondern es bleibt Jedem überlaſſen, 
feinen jährlichen Beitrag zu bemeſſen. Das Haupteapital iſt die chriſt— 
liche Bruderliebe. 

§. 17. Jährlich zweimal wird außerdem eine Büchſe herum⸗ 
getragen, um auch Denen, die keine feſten Beiträge zu geben geneigt 
ſind, Gelegenheit zur Wohlthätigkeit zu bieten. 

§. 18. Die Unterſtützungen, welche aus der Caſſe geleiſtet 
worden, beſtehen: 1) in Gelde; doch ſoll dies nur mit großer Vor⸗ 
ſicht geſchehen; 2) in Lebensmitteln, die den Bedürftigen verabreicht 
werden; 3) in Vorſchuß von Material zur Arbeit, z. B. Flachs 
zum Spinnen; 4) in Kleidungsſtücken, wo es die Umſtände erfordern; 
z) in Brenn- und Heizungsmaterial für den Winter; 6) bei Krank⸗ 
heitsfällen in der Sorge für Arzenei und ärztliche Hülfe; 7) in Schul⸗ 
geld für die Kinder der Armen, 

§. 19. Anſpruch auf Unterſtützung hat jeder wirklich bedürf⸗ 
tige Einwohner des Ortes, ſobald erwieſen iſt, daß er nicht durch 
Unordnung, Liederlichkeit, Verſchwendung u. ſ. w. ſeine Noth ſelbſt 
verſchuldet hat. 

§. 20. Unordentliche, Träge, Arbeitsſcheue, Müßiggänger 


dürfen nie eher Unterſtützung finden, als bis ſie ſich beſſe 
Fehler hingegen ſollen, oben wirkt ee 


rückſichtigt werden. 
F. 21. Die bisherigen Gaben der Ackerbeſitzer an Brodge— 
treide werden ebenfalls von den Diaconen eder Armenpflegern in Ver⸗ 
waltung genommen und vertheilt. 
F. 22. Zuſätze und Erweiterungen, wie ſie ſich aus einer 
längeren Erfahrung ergeben, können nur in der jährlichen öffentlichen 
Verſammlung beſchloſſen und angenommen werden. 


§. 23. Nachdem die Zeit von drei Jahren verfloffen iſt, ſchei— 
den die wechſelnden Mitglieder des Vorſtandes aus und es treten neue 
an ihre Stelle. Doch konnen die vorigen wiedergewählt werden, ohne 
daß ſie aber verpflichtet ſind, die Wahl anzunehmen. 


Nunmehr fell nur nech kurz bemerkt werden, daß vorſtehenden 
Statuten gemäß der Armenvorſtand bisher feine Geſchäfte leicht und 
glücklich geführt hat. Die Theilnahme der Gemeinde wird immer fer 
bendiger und die Ortsarmen preiſen dieſe Einrichtung als eine Wohl 
that. Bereits haben wir uns einer letztwilligen Zuwendung von 50 Tha⸗ 
lern, und außerdem einzelner Gaben in der Höhe von 10, 20 und 
25 Thalern zu erfreuen gehabt, ſo daß wir im Stande geweſen ſind, 
ein Capital von 50 Thalern hypothekariſch auszuleihen und mit 50 
Thalern an der ſteiwilligen Staatsanleihe zu betheiligen und einen 
Staatsſchuldſchein von 25 Thalern anzukaufen. 


Recht wohlthaͤtig hat ſich das Flachsſpinngeſchäft erwieſen, wel⸗ 
ches in der Weiſe betrieben wird, daß vom Armenvorſtande Flachs 
angekauft und den Armen zum Spinnen verabreicht wird. Das ge⸗ 
ſponnene Garn wird an den mit dieſem Zweige der Geſchäftsführung 
beauftragten Armenpfleger abgeliefert und von dieſem der Spinnlohn 
ausgezahlt, und zwar fo, daß die Armen für jedes Stück Garn etwa 
einen halben oder ganzen Silbergroſchen mehr empfangen, als ihnen 
der Garnſammler geben würde. Das hat für die Ortsarmen den Vor 
theil, daß fie der Auslage für Flachsankauf überhoben find, ihren 
Arbeitslohn geſichert wiſſen und daß namentlich die Kinder vom müßi⸗ 
gen Herumſtreifen abgehalten werden; auch iſt das in Anrechnung zu 
bringen, daß die Armen nicht nöthig haben, Gänge nach der Stadt 
auf den Flachsmarkt zu machen und darüber keſtbate Zeit zu verſäu⸗ 
men. Als ein Zeichen wachſender Theilnahme am Armenweſen muß 
noch hervorgehoben werden, daß im vorigen Jahre auch die Frauen 
der Grundbeſitzer des Ortes angefangen haben, den Geldbeiträgen ihrer 
Ehemänner freiwillige Gaben an Flachs beizufügen, ſo daß der Ar⸗ 
menvorſtand die Freude hatte, über 126 Pfund geſchenkten Flachſes 
verfügen zu können. Das gewonnene Garn verkauft der Armenvor⸗ 
ſtand und hat im vorigen Jahre gegen 49 Thlr. daraus gelöſt, und 
im Ganzen nur etwa 9 — 10 Thlr. zum Spinnerlohn zulegen dürfen. 


fleger hat die Vertheilung von Mehl und anderen 
Kebeingemittein zu beſorgen, einem dritten iſt die pebteke Ueber. 


wachung des Gemeinde- oder Armenhauſes überwieſen u. f. w. Die 
erfreulichſte Eintracht waltet in den Menatsverſammlungen und alle 
Armenpfleger find von einem rühmlichen Eifer beſeelt, ihrer Pflicht 
Genüge zu thun. Indem ich dieſen Aufſatz der Oeffentlichkeit über⸗ 
gebe, hoffe ich die Beſprechung über einen höchft wichtigen Gegen⸗ 
ſtand anzuregen. Vielleicht verbreite ich mich ſpäter noch über andere 
die Landgemeinden betreffenden Angelegenheiten. h. 


Bekanut ma chungen. 


1102 Bekanntmachung. 
Es wird hiermit bekannt gemacht, daß die Unterſuchung der 
Borftpolizeivergehem: 
a. in dem Forſthauſe zu Koblfurt 
den 18., 19., 20. und 21. Februar c. von Morgens 8 Uhr an, 
b. in dem Forſthauſe zu Naufcha 
den 21. Februar e. von Mittags 2 Uhr an, und 
den 22. Februar e. von Morgens 8 Uhr an, 
durch den Einzelrichter Herrn Kreisgerichts-Rath Haberſtrohm 
vorgenommen werden wird. 
Görlitz, den 8. Januar 1850. 


Königl. Kreisgericht. Abtheilung für Strafſachen. 


Drahtgaze⸗Larven, 
das Vorzüglichſte und Zweckmäßigſte in dieſer Art, empfiehlt als ſelbſt 
verfertigt zu den billigſten Preiſen 
C. Bülow, Klempnermſtr., Demianiplatz No. 426. 
Zur Bequemlichkeit der geehrten Abnehmer habe ich Herrn 
Temler, Brüderſtraße, ein Commiſſions- Lager dieſer Larven über⸗ 
geben. [94] 


[76] Ein alter Küchenſchrank, gut gehalten, ſteht zu ver⸗ 
kaufen Neißſtraße No. 354. bei F. X. Himer. 


[108] Meinen in⸗ und auswärtigen Geſchäftsfrennden zeige ich 
hiermit ergebenſt an, daß ich dieſen Jahrmarkt mit meinen Leinwand⸗ 
Waaren im Haufe der Madam Kühn, Brüdergaſſe No. 138., 


eine Treppe hoch, ſtehe. Franz Knuüttel 
aus Langenbielau. 


Beiſpiele der Sonntagsheiligung aus dem 


[104] freien Amerika. 
Im Staate New⸗Vork lautet das Geſetz: „Am erſten Tage der 
Woche, Senntag genannt, ſoll Niemand ſchießen, jagen, fiſchen, 
ſich beluſtigen, ſpielen, Pferderennen halten, Trinkhäuſer beſuchen; 
noch ſoll an dieſem Tage Niemand reiſen, ausgenommen in Fällen 
der Liebe und der Neth.“ — Im Staate Ohio kann Jeder, der am 
Sonntage einen Schwur oder Fluch ausſtößt, angezeigt und beſtraft 
werden. — Im Staate Maſſachuſets darf am Sonnabend Abend 
Niemand Karte ſpielen, bei namhaſter Geldſtrafe. — Ein Edikt des 
Generalpoſtmeiſters vom Jahre 1841 verbietet alle Veförderung von 
Briefen und Packeten am Sonntage. — Achtzig der erſten Kaufleute 
zu Philadelphia ließen im Februar 1842 ein Schreiben ausgehen, 
worin fie allen Waaren-Transport am Sonntage für eben fo unnöthig 
als unrecht und für eine Uebertretung der Gebote Gottes erklären. 


Aufforderung zur Subfeription, 
Vom 1. Januar 1850 ap erſcheint im Verlage ven C. G. 
Brandis in Berlin „zum Beſten eines Rettungshau⸗ 


ſes armer verwahrlof’ter Waiſen“ eine neue Monats 


ſchrift unter dem Titel: 


2 
Der Chriſtenbote. 
Herausgegeben von J. A. L. Müller. 

Der Preis für das Quartal iſt auf 3¼ Sgr. feſtgeſetzt, wofür 
der Ehriſtenbote in jeder Buchhandlung und in jeder Königl. Poſt⸗ 
Anſtalt zu haben iſt. Probenummern und Proſpecte werden gratis 
ausgegeben. In Görlitz nimmt die Buchhandlung von Heinze 
& Comp. Beſtellungen am 


[105] 


Schnellpreſſendruck von G. Heinze u. Comp. 


